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Oeſterreichiſche 


Zeitſchrift a Verwaltung. 


Bon Dr. Carl Jaeger. 


— 


Erſcheint jeden Donnerstag. — Redaction und Adminiſtration: Manz'ſche k. k. Hof⸗Verlags⸗ und Univerſitäts⸗Buchhandlung in 
Wien, Kohlmarkt Nr. 7. 
(Pränumerationen ſind nur an die Adminiſtration zu richten.) 
Pränumerationspreis: Für Wien mit Zuſendung in das Haus und für die öſterr. Kronländer ſammt Poſtzuſendung jährlich 4 fl., halbjährig 2 fl., 
vierteljährig 1 fl. Für das Ausland jährlich 8 Mark. N 
Als werthvolle Beilage werden dem Blatte die Erkenntniſſe des k. k. Verwaltungsgerichtshofes 1876/77 in Buchform bogenweife je nach Erſcheinen beigegeben und 
beträgt das Jahres⸗Abonnement mit dieſem Supplement 5 fl. - 10 Mark. Bei gefälligen Beitellungen, welche wir uns der Einfachheit halber per Poſtanweiſung 
erbitten, erſuchen um genaue Angabe, ob die Zeitſchrift mit oder ohne die Erkenntniſſe des k. k. Verwaltungsgerichtshofes gewünſcht wird. ug 
Inſerate werden billigſt berechnet. — Berlagengebühr nach vorheriger eee eee rſiegelt, ſind portofrei, können jedoch nur 14 Tage nach Erſcheinen der jeweiligen 


- 


3. 3232, einem Reenrſe der Güter⸗Direction S. gegen eine landes⸗ 


Inhalt behördliche Entſcheidung, welche im Sinne einer Verpflichtung des 


Zum 8 10, Alinea 3 des Forſtgeſetzes vom Jahre 1852. 
Mittheilungen aus der Praxis: a 


Die politiſchen Behörden find competent, über die Anſprüche der Gemeinden, 


beziehungsweiſe der Grundeigenthümer, welche aus der vom Gemeindejagd⸗ 
pächter erlegten Caution Deckung ſuchen, zu entſcheiden. 


Waldeigenthümers zur Beitragsleiſtung, beziehungsweiſe Mitwirkung bei 
Aufſtellung von Hirten ſich ausgeſprochen hatte, Folge gegeben, weil 
eine derartige Verpflichtung im § 10 des Forſtgeſetzes nicht gefunden 
werden könne. 

i Das k. k. Ackerbau⸗Mmiſterium begründete feine Entſcheidung in 


Ueber die Verpflichtung eines Abtheilungswerbers im Sinne der Bau⸗Ordnung nachſtehender Weiſe: 


zur Abtretung von Grund und Boden haben, da es ſich hiebei um einen 
Ausſpruch auf zwangsweiſe Enteignung handelt, nicht die (autonomen) | handeln find, ift 
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„Der Grundſatz, nach welchem derartige Forſtſervituten zu be⸗ 
jener des 8 502 des a. b. G. B., wornach der 


ör f rn die zur Erkennung in Expropriationsangelegenheiten 5 , 3 . . N — 

leren e e Pe 6567 Ban- Oed f. Bohnen) Weideberechtigte, wenn ein Schade zu befürchten iſt, ſein Vieh von 
Die Bezüge eines vom Staate gegen „Beſtallung“ Augeſtellten unterliegen einem Hirten hüten laſſen muß. Der dritte Abſatz des § 10 des Forſt⸗ 
der Execution in Gemäßheit des Geſetzes vom 29. April 1873, Nr. 68 geſetzes enthält eine Ausführung dieſes Grundſatzes und ift ſomit mit 

R. G. Bl. } Rückſicht auf dieſen Grundſatz in Anwendung zu bringen. Hieraus 
Rechtsſätze, erſchloſſen aus oberſtbehördlichen Entſcheidungen folgt, daß die Pflicht zur Aufſtellung des Hirten dem Weide⸗ 


in Landesculturangelegenheiten. 
Verordnungen. 
Perſonalien. 
Erledigungen. 


berechtigten obliegt, was auch mit dem Grundſatze der 88 282 
und 284 des a. b. G. B. in Uebereinſtimmung ſteht. 

ö Nur in dem Falle, daß der Waldbeſitzer denſelben Weidegrund 
durch den Auftrieb von eigenem Vieh mitbe nützt und dieſes gemein⸗ 
ſchaftlich mit dem Vieh des Berechtigten weiden läßt, tritt eine Mit⸗ 
verpflichtung des Erſteren zur Beſtellung des Hirten ein. Aber die 
Weide ſeitens des Berechtigten einerſeits und eine anderweitige Nutzung 


Zum 8 10, Alinea 3 des Forſtgeſetzes vom Jahre 1852. des Waldgrundes ſeitens des Waldbeſitzers bildet keine ſolche Mit⸗ 


Die obencitirte Geſetzesſtelle lautet, wie ſolgt: 
„Die Waldbeſitzer und Weideberechtigten haben das Weidevieh 


benützung des betreffenden Grundes, 


die eine Concurrenzpflicht des 
Waldbeſitzers zur Aufſtellung des Hirten begründen kann. Dieſes ergibt 
ſich auch bei Berückſichtigung der im 8 487 und § 494 des a. b. G. B. 


durch Aufſtellung von Hirten oder in anderer angemeſſener Weiſe von angeführten Fälle der Concurrenz zur Erhaltung der dienſtbaren Sache, 


den Schonungsflächen abzuhalten. Auch ſoll es, 
erſcheint, nicht vereinzelt, ſondern gemeinſchaſtlich weiden.“ 


inſoweit es zuläſſig in welchen Fällen ſtets eine poſitive Mitbenützung der dienſtbaren 


Sache ſeitens ihrer Beſitzer, nicht jedoch bloß die Hintanhaltung eines 


Bis auf die neueſte Zeit wurde in der Auslegung dieſer Geſetzes⸗ aus deren Benützung ſeitens des Servitutberechtigten möglicherweiſe 
ſtelle ſowohl bei der adminiſtrativen Rechtſprechung, als auch bei den hervorgehenden Nachtheiles vorausgeſetzt wird.“ 


forſtlichen Strafverhandlungen der Grundſatz anerkannt, daß die Ver⸗ 
pflichtung des Waldbeſitzers zur Mitwirkung behufs Abhaltung des 
Weideviehs von den Schonungsflächen nicht bloß auf den Fall ſeiner 
Mitweide beſchränkt ſei. Man wies darauf hin, daß der § 10, Al. 3 
des Forſtgeſetzes nicht unterſcheide, ob der Waldbeſitzer mitweide oder 
nicht, und meinte, daß, wenn die Abſicht des Geſetzes dahin gegangen 
wäre, dieſe Mitwirkung des Waldbeſitzers auf den Fall der Mitweide 
zu beſchränken, ein einfacher Zuſatz genügt hätte, um dieſe Abſicht zur 
klaren Anſcha uung zu bringen. 

Gegenwärtig aber ſcheint die entgegengeſetzte Auffaſſung die Ober⸗ 
hand zu gewinnen und der Rechtsſatz ſich zu bilden, daß eine Ver⸗ 
pflichtung des Waldbeſitzers zur Beitragsleiſtung oder Mitwirkung zur 
Abhaltung des Weideviehs von den Schonungsſlächen nur für den Fall 
begründet erſcheine, „wenn der Waldbeſitzer die Mitweide ausübt“. 


| 


{ 


Dr. Ernſt Baron Exterde. 


Mittheilungen aus der Praxis. 
Die politiſchen Behörden ſind competent, über die Anſprüche der 
Gemeinden, beziehungsweiſe der Grundeigenthümer, welche aus der 
vom Gemeindejagdpächter erlegten Caution Deckung ſuchen, zu 
entſcheiden. 

Der im Jahre 1876 verſtorbene Ludwig L. hatte im Jahre 
1875 die Gemeindejagden von D.⸗W. gepachtet und die erforderliche 
Caution (in Staatsſchuldverſchreibungen) erlegt. Die Erben nach Ludwig 
L. erklärten im Jahre 1877, daß ſie auf die fraglichen Gemeindejagden 


! 


| 


So hat das k. k. Ackerbau⸗Miniſterium unterm 25. Juni 1877, nicht mehr reflectiven. In Folge deſſen baten die Gemein deämter um 
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Relieitation der fraglichen Jagden und bemerkten, daß ſie wegen des der Deckung dieſer Forderungen durch die nach den Jagdgeſetzen in ämt⸗ 
Jagdpachtſchillings noch nicht befriedigt ſeien. Hierauf erließ die Be⸗ liche Verwahrung genommene Jagdpachtcaution. Es muß deßhalb die 
zirkshauptmannſchaft nachſtehende Verfügung an die Betheiligten: Entſcheidung der Landesſtelle, welche die Competenz der politiſchen Be⸗ 

„Nachdem der Jagdpachtſchilling pro 1877 nicht erlegt worden hörden ablehnte, behoben werden. Aber auch die Entſcheidung der 
iſt, wird eine öffentliche Licitation der Gemeindejagden auf Koſten des Bezirkshauptmannſchaft, inſoweit dieſelbe den ſofortigen Verfall der 
Jagdpächters, beziehungsweiſe deſſen Erben angeordnet und die hieramts Jagdpachtcautionen ausgeſprochen hat, ohne daß vorher über das 
erliegende Caution zur Deckung des bisherigen Jagdpachtſchillings und Forderungsrecht der Gemeinden eine Verhandlung oder auch nur eine 
für die noch übrige Dauer der Jagdpachtperiode, d i. bis Ende Decem⸗Einvernehmung des Jagdpächters, beziehungsweiſe feiner Erben ſtatt⸗ 
ber 1881, ſo wie der allfälligen Koſten für verfallen erklärt“. gefunden hatte und die Forderungen der Gemeinden durch rechts⸗ 

Gegen dieſe Verfügung recurrirten die Erben nach Ludwig L. kräftiges Erkenntniß ziffermäßig feſtgeſtellt waren, mußte wegen 
und deducirten, daß die politiſche Behörde ihre Competenz über- mangelhaften Verfahrens aufgehoben und — falls die Befriedigung 


ſchritten habe, indem nur das Gericht eine Caution für verfallen] der Gemeinden im außerämtlichen Wege nicht erfolgen ſollte — die 

erklären könne, und beantragten die Caſſirung der erſten Verfügung. Einleitung des in der Entſcheidung vorgezeichneten Verfahrens aufge⸗ 
Die Landesſtelle gab dem Recurſe Folge und hob die verfügte tragen werden. E— e. 

Cautionseinziehung als ungeſetzlich auf, — und zwar aus nacſte dene r 

Gründen: 


„Die Jagdpachteautionen können zwar kraft $ 9 der Ministeriale i - TE 5 0 5 
verordnung vom 15. December 1852 zur Deckung von Strafen und rd enge eines end im Sinne der 
Erſätzen in Anſpruch genommen werden, und nach $ 8 dieſer Mini⸗ — Auer = > I ge run a eund. pe Boden haben, 

| ger x re da es ſich hiebei um einen Ausſpruch auf zwangsweiſe Ent⸗ 
ſterialverordnung hat eine neuerliche Licitation des Jagdpachtes auf eignung handelt, icht die (autonomen) Bauͤbehörden, ſondern 
Koſten und Gefahr des Pächters zu geſchehen. Daraus folgt aber nicht, die zur Erkennung i Erpropriationsangelegenheiten berufenen 
daß die poliliſch Behörde in allen Fällen auch die Einziehung der bolitiſchen Behörden zu entf! eiden ($ 6% Bau⸗Ordnung für 
Caution zu verfügen, akſo implie te darüber zu entſcheiden berufen ſei, | Böhnren): 
daß und welcher Schaden zu decken komme, für welche Gefahr der Der Stadtrath von A. hat unterm 27. März 1876, den 
Pächter mit ſeiner Caution aufzukommen habe. Die beſonderen, die Realitätenbeſitzer und Fabrikanten Johann M., nachdem durch die 
Ausübung des Jagdrechts regelnden Geſetze und Vorſchriften ſind eingelöste und auch bereits zur Gänze abgetragene Scheuer des 
nämlich nur inſoweit der Competenz der politiſchen Behörden zugewieſen, Bürgermeiſters St die vollſtändige Eröffnung und Benützung der 
als es ſich um volkswirthſchaftliche öffentliche Rückſichten handelt, und Teichgaſſe auf der Neuſtadt in Vollzug geſetzt werden ſoll, aufgefordert, 
es kann in Anbetracht der privatrechtlichen Natur des Jagdrechtes und die Einzäunung ſeines Grundes daſelbſt, welcher durch den Abverkauf 
der Verpachtung desſelben den politiſchen Behörden in keiner Hinſicht | von Bauſtellen und den Bau von Häuſern auf demſelben die Eigen⸗ 
eine weitergehende Einflußnahme zuſtehen, als ſich aus dem klaren ' ſchaft von Baugrund nachweist, zum Zwecke der endlichen Regulirung 
Wortlaute des kaiſerlichen Patentes, dann der Miniſterialverordnung der Teichgaſſe binnen 14 Tagen zu beſeitigen, beziehungsweiſe in der 
vom Jahre 1852 ergibt. Die Jagdpachteautionen haften allerdings N gleichen Flucht des O'ſchen und D'ſchen Hauſes rückzuverſetzen und als 
auch für die jagdpolizeilichen Strafen und Erſätze; in Hinſicht des Gaſſengrund liegen zu laſſen, widrigens dieſe Beſeitigung, beziehungs⸗ 
Verhältniſſes zwiſchen dem Verpächter und Pächter aber haben dieſe weiſe Verſetzung vom Stadtrathe veranlaßt werden würde. 
Cautionen einen privatrechtlichen Eharakter, find ein Pfand, das in gar. Gegen dieſe Verfügung des Stadtrathes hat Johann M. im 
keinem Falle ohne Weiteres den Gläubigern zufallen kann ($ 1371 Grunde des § 103 Gemeinde⸗Ordnung, die Beſchwerde an die Bezirks⸗ 
des allg. b. G.), ſelbſt dann nicht, wenn das verabredet worden hauptmannſchaft A. eingebracht, in welcher er die Verfügung des 
wäre, und über deſſen Einziehung im Falle eines Streites nur der Stadtrathes als eine Verletzung der Beſtimmungen der 88 354, 364 
Richter entſcheiden kann. Die Gemeinden D.⸗W. und A. haben dem und 365 a. b. G. B. bezeichnete, indem die Abtretung ſeines Grundes 
allen nach ihre Anſprüche auf die Cautionen wegen allfälligen Ver- gegen ſeinen Willen nur im Wege der Expropriation, nicht aber die 
tragsbruches und Schadenerſatzes im gerichtlichen Wege zur Geltung unentgeltliche Aufgebung ſeines Eigenthumsrechtes von der Stadtge⸗ 


zu bringen. — Daß die Cautionen demungeachtet nicht ausgefolgt meinde gefordert werden könnte, und um die Behebung dieſer Ver⸗ 

werden können, ſondern bis zur endgiltigen Entſcheidung der Rechts⸗ fügung bat. 

ſtreite wie bisher deponirt zu bleiben haben, iſt ſelbſtverſtändlich“. Die Bezirkshauptmannſchaft hat mit dem Beſcheide vom 7. Juni 
Dawider recurrirten die Gemeinden und baten um die Neac- 1876, der Beſchwerde des Johann M. gegen die Verfügung des 

tivirung der erſten Verfügung. Stadtrathes im Hinblick auf die Beſtimmung des § 67 Bau⸗Ordnung 
Das k. k. Ackerbauminiſterium emanirte in Folge deſſen am und die in Frage kommenden öffentlichen Intereſſen nicht willfahrt, 

8. Juli 1877, 3. 7677, die Endentſcheidung alſo: da ein Grund zur Behebung dieſer Verfügung nach $ 103 Gemeinde⸗ 
„Die Entſcheidung der Landesſtelle, mit welcher die Competenz Ordnung nicht vorhanden ſei. 

der politiſchen Behörden abgelehnt wurde, ſowie die Entſcheidung der Dem Recurſe des Johann M., gegen dieſe Entſcheidung hat die 


Bezirkshauptmannſchaft, und zwar letztere inſoweit, als durch diefelbe böhmiſche Statthalterei mit dem Erlaſſe vom 5. October 1876 Folge 
die von Ludwig L. erlegten Cautionen für Pachtung der Gemeinde- gegeben und den Auftrag des Stadtrathes im Grunde des § 102 
jagden von D.⸗W. und A. als verfallen erklärt wurden, werden auf- Gem.⸗Ord. aus nachſtehenden Gründen als geſetzwidrig behoben: 
gehoben. Es bleibt den gedachten Gemeinden überlaſſen, ihre Forderun⸗ „Johann M. werde von der Aer Stadtgemeinde als Pareelli⸗ 
gen aus der Jagdpachtung des Ludwig L. zunächſt unmittelbar an die rungswerber im Sinne der 67 Bau⸗Ord. behandelt und auf dieſer 
Erben desſelben zu ſtellen und, falls die Zahlung der Forderungen Grundlage zur Abtretung des für die Regulirung der Teichgaſſe er⸗ 
nicht erfolgen ſollte, bei der Bezirkshauptmannſchaft um Zuerkennung forderlichen Theiles feines Befitzſtandes verhalten. Laut 8 7 Bau⸗Ord. 
dieſer Forderung, und eventuell auf Grund des erwirkten rechtskräfti⸗ entſcheidet über die Frage, ob und inwieferne aus Anlaß einer Regulirung 
gen Zahlungsauftrages um weitere Veranlaſſung der Deckung aus den eine zwangsweiſe Enteignung des Privateigenthumes ſtattzufinden habe, 
betreffenden Cautionen, welche bis zur Austragung der Angelegenheit die vorgeſetzte politiſche Behörde nach den beſtehenden allgemeinen Ge⸗ 
in deposito zu bleiben haben, einzuſchreiten. — Die mit der mehr⸗ ſetzen. Da aber eine behördliche Entſcheidung dahin gehend, daß ein 
erwähnten Entſcheidung der Bezirkshauptmannſchaft verfügte Ausſchreibung Abtheilungswerber im Grunde des $ 67 Bau⸗Ord. zur Abtretung von 
der öffentlichen Licitation der Gemeindejagden von D.⸗W. und A. auf Grund und Boden verpflichtet ſei, die zwangsweiſe Enteignung von 
Koſten und Gefahr der Erben des Ludwig L. bleibt als bereits in Privateigenthum involvirt, ſo folgt hieraus, daß zur Entſcheidung dar⸗ 
Rechtskraft erwachſen unberührt.“ — Gründe: Inſoweit die aus dem über, ob im gegebenen Falle die zur Straßenherſtellung erſorderliche 
Jagdrechte entſpringenden Rechtsverhältniſſe durch die Jagdgeſetze ge⸗ Grundfläche nach 8 67 alin. 1 Bau⸗Ord. unentgeltlich oder aber im 
regelt find, ſteht den politiſchen Behörden die Entſcheidung über derlei Siane der alin. 2 dieſes Paragraphes gegen Entgelt abzutreten ſei, nicht 
Rechtsverhältniſſe nach den Jagdgeſetzen zu. Dies gilt daher auch von die autonomen Organe, ſondern die politiſchen Staatsbehörden beziehungs⸗ 
den Forderungen der Gemeinden, beziehungsweiſe Grundeigenthümer an | weile in erſter Inſtanz die Statthalterei, in deren Wirkungskreis nach 
den bei der öffentlichen Licitation erzielten Jagdpachtſchilling und von den beſtehenden Vorſchriften die Fällung von Expropriationserkenntniſſen 


gehört, berufen iſt. Im Hinblick auf dieſe Auseinanderſetzung erſcheint 
die in Rede ſtehende Verfügung nicht als im Wirkungskreiſe des Aer 
Stadtrathes gelegen; doch bleibt es demſelben überlaſſen, im Falle 
der Erfolgloſigkeit des jedenfalls im Vorhinein mit dem Recurrenten 
zu verſuchenden güͤtlichen Uebereinkommens um die zwangsweiſe Ent⸗ 
eignung des anläßlich der Regulirung der Teichgaſſe erforderlichen 
Grundes von dem Beſitzſtande des Johann M. auf Grund des 
§ 7, beziehungsweiſe — unter Erbringung des Nachweiſes über 
die Eigenſchaft des M. als Abtheilungswerber — im Grunde des 
8 67 der Bau⸗Ordnung im Wege der Bezirkshauptmannſchaft bei der 
Statthalterei einzuſchreiten.“ 

Gegen dieſe Entſcheidung legte die Stadtgemeinde A. den Mi⸗ 
niſterialrecurs vor, worin ſie behauptete, daß die Entſcheidung der 
Statthalterei auf einer gänzlichen Verkennung des Begriffes Expropri⸗ 
ation beruhe. Unter Erpropriation verſtehe man das Recht der Staats⸗ 
gewalt, vermöge deſſen ſelbe zwangsweiſe die Uebertragung des indi⸗ 
viduellen Eigenthums in das öffentliche Gut im allgemeinen Intereſſe 
gegen Entſchädigung verfügen kann. Im vorliegenden Falle trete 
aber keine Entſchädigung ein, da nach 8 67 der Bau-Ord. der Bau⸗ 
werber den Grund zur Herſtellung der künftig ſeine parcellirte Realität 
durchziehenden Straßen unentgeltich an die Gmeinde abzutreten 
habe. Von der Competenz der Statthalterei könne daher im vorliegenden 
Falle keine Rede ſein. 

Das k. k. Miniſterium des Innern hat unterm 6. März 1877, 
3. 18.118 ex 1876 entſchieden, wie folgt: „Dem Recurſe der Ge⸗ 
meinde A. wird inſofern keine Folge gegeben, als durch die Ent⸗ 
ſcheidung der Statthalterei der Auftrag des Stadtrathes von A. vom 
27. März 1876 wegen Incompetenz des letztern und der autonomen 
Organe überhaupt zu einem Erkenntniſſe auf die zwangsweiſe Abtretung 
der fraglichen Grundtheile im Grunde des § 102, richtiger $ 103 
Gemeindeordnung behoben worden iſt. Im Uebrigen wird die Statt⸗ 
halterei in Abänderung der angefochtenen Entſcheidung beauftragt, nach 
Veranlaſſung der für nöthig erachteten Erhebungen, insbeſondere rück⸗ 
ſichtlich der in dem Miniſterialrecurſe geltend gemachten Parcellirung 
des betreffenden Grundcomplexes durch M. darüber zu entſcheiden, ob 
derſelbe den zur Teichgaſſe nöthigen Grund nach § 67 alin. 1 der 
Bau⸗Ordnung unentgeltlich abzutreten hat.“ K. 


Die Bezüge eines vom Staate gegen „Beſtallung“ Angeſtellten 
unterliegen der Execution in Gemäßheit des Geſetzes vom 
29. April 1873, Nr. 68 R. G. Bl. 


Auf Grund eines rechtskräftigen Urtheiles hat A. gegen den mit 
einem Dienſtvertrag beſtellten k. k. Aichmeiſter B. zur Einbringung der 
Forderung pr. 655 fl. 86 kr. ſammt Anhang die executive Einant⸗ 
wortung der dem Letzteren zukommenden, aus dem Aichetat anzu⸗ 
ſprechenden Remuneration angeſucht. 

Das k. k. Bezirksgericht bewilligte dieſe Execution nur hinſichtlich 
des den Betrag jährlicher 600 fl. überſteigenden Bezuges. 

Dem gegen dieſen Executionsbeſcheid von B. eingebrachten 
Recurſe hat das k. k. Oberlandesgericht keine Folge gegeben und den 
erſtrichterlichen Beſcheid beſtätigt; dies in Erwägung, daß dem Recur⸗ 
renten die Beſorgung des Aichgeſchäftes nur auf Grund eines Dienſt⸗ 
vertrages und gegen eine jährliche Beſtallung übertragen, derſelbe 
ſomit und im Hinblick auf die 88 2 und 3 des Geſetzes vom 31. März 
1875, Nr. 43 R. G. Bl. nicht als ein mit Gehalt angeſtellter 
Staatsbeamter anzuſehen iſt, wonach die Beſtimmungen des Geſetzes 
vom 29. April 1873, Nr. 68 R. G. Bl. auf ihn volle Anwendung 
finden, dann in Erwägung, daß nach § 2 dieſes Geſetzes bei Beur⸗ 
theilung der Anwendbarkeit desſelben der Geſammtbetrag der jährlichen 
Bezüge eines Angeſtellten zu Grunde zu legen iſt, der Geſammtbetrag 
der jährlichen Bezüge des Recurrenten aber ſeiner eigenen Angabe nach 
600 fl. überſteigt. — In dem dagegen von B. überreichten außer⸗ 
ordentlichen Reviſionsrecurſe wird geſagt: Das Aichamt ſei ein 
Staatsamt, der Aichmeiſter ſei alſo ein Staatsbeamter; Recurrent ſei 
zum Aichmeiſter für Pettau und Marburg beſtellt und beeidet; der 
Dienſtvertrag ſei hiebei unentſcheidend, da jeder Anſtellung im Staats⸗ 
dienſte ein Dienſtvertrag zu Grunde liege; aus demſelben Grunde 
ſei anch der Ausdruck: „Beſtallung“ unentſcheidend, da damit der 
„Gehalt“ gemeint iſt. 
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Der k. k. oberſte Gerichtshof hat jedoch mit Entſcheidung vom 
1. Mai 1877, Z. 5235 in der Erwägung, daß eine Beſtallung dem 
Gehalte eines Staatsbeamten nicht gleichzuſtellen iſt und daß die ge⸗ 
ſetzlichen Beſtimmungen, wonach die Dienſtbezüge von der Execution 
befreit find, als Ausnahmsgeſetze um fo mehr ſtrenge auszulegen find, 
als die Ausdehnungen der in Rede ſtehenden Beſtimmung durch beſondere 
Geſetze feſtgeſtellt worden ſind; in der Erwägung, daß demnach und 
mit Rückficht auf die 88 2 und 3 des Geſetzes vom 31. März 1875, 
3. 43 R. G. Bl. in den unterrichterlichen Entſcheidungen eine Geſetz⸗ 
widrigkeit oder offenbare Ungerechtigkeit im Sinne des Hofdecretes vom 
15. Februar 1833, Z. 2593 J. G. S. nicht gefunden werden kann — 
dieſem außerordentlichen Reviſionsrecurſe des B. keine Folge gegeben. 

Ger.⸗Ztg. 


Rechtsſätze, erſchloſſen aus oberſtbehördlichen Entſcheidungen 
in Tundesculturangelegenheiten. 


Gewerbsconceſſion und Waſſerbenützungs conceſſion. 


Aus der von der Gewerbebehörde ertheilten Genehmigung einer 
Betriebsanlage und aus dem Umſtande, daß auf dem Situationsplane, 
welcher bei der Gewerbeconceſſions⸗Verhandlung benutzt wurde, Waffer⸗ 
gräben verzeichnet ſind, kann noch nicht die nach dem Wafferrechtsgeſetze 
erforderliche Bewilligung zur Waſſerbenutzung gefolgert werden. Eine 
ſolche Bewilligung muß ausdrücklich ertheilt werden. 

Entſcheidung des Ackerbau⸗Miniſteriums vom 11. November 1875, Z. 8454. 

Competenz in Fiſcherei⸗ Angelegenheiten. 

Streitigkeiten über Fiſchereirechte gehören zwar im Allgemeinen 
auf den Rechtsweg, iſt aber in einem concreten Falle durch eine rechts⸗ 
kräftige Entſcheidung der politiſchen Behörde die Art der Fiſcherei⸗Aus⸗ 
übung feſtgeſtellt worden, ſo iſt dieſe Behörde auch berufen ihrer 
diesbezüglichen Anordnung im Grunde des kaiſerl. Patentes vom 20. 
April 1854, R. G. Bl. Nr. 96, Geltung zu verſchaffen. 


Entſcheidung des Miniſteriums des Innern im Einvernehmen mit dem 
Ackerbau⸗Miniſterium vom 13. Februar 1875, Z. 866. 


Erforderniſſe eines Gutachtens. Gewährleiſtung beim Viehhandel. 


Ein Gutachten von Sachverſtändigen hat nur inſoweit auf beweis⸗ 
wirkende Glaubwürdigkeit Anſpruch, als deſſen Schlußfolgerungen nach 
anerkannten Grundſätzen der Wiſſenfchaft mit logiſcher Richtigkeit 
begründet find. Wird von der oberen Inſtanz ein neues Gutachten 
angeordnet, ſo hat über die vervollſtändigte Verhandlung die erſte In⸗ 
ſtanz ein neues Urtheil zu ſchöpfen. 

Bei obwaltendem Widerſpruche zwiſchen den Aus ſagen der vom 
Kläger berufenen Sachverſtändigen zum Beweiſe ſeiner Behauptung, 
daß das von ihm gekaufte Thier zur Zeit des Kaufabſchluſſes mit dem 
Keime der die Todesurſache begründenden Krankheit behaftet war und 
den Ausſagen der Sachverſtändigen, welche von Seite des Geklagten 
über den Umſtand berufen worden ſind, daß das fragliche Thier erſt 
Apäter, nachdem es ſich ſchon im Beſitze des Geklagten befand, krank 
geworden iſt, muß über dieſe Umſtände vor Entſcheidung der Streitſache 
das Gutachten der mediciniſchen Facultät eingeholt werden. 

Entſcheidung des oberſten Gerichtshofes vom 23 September 1875, 8, 6041. 


Competenz für Erſatzklagen bei Feldfchäden. 


Wenn wegen eines Feldfrevels von der Verwaltungsbehörde ein 
Straferkenntniß nicht gefüllt wurde, iſt dieſe Behörde gemäß 8 26 
der Miniſterial⸗Verordnung vom 30. Januar 1860, R. G Bl. Nr. 
28, auch nicht in der Lage und nicht competent, auf Schadenerſatz zu 
erkennen. 

Entſcheidung des Ackerbau⸗Miniſteriums vom 27. Juli 1876, Z. 7807. 

Erſatz für Feldſchäden in Geld. 

Da der Erſatz eines verübten Feldfrevels nach dem Werthe 
bemeſſen werden muß, den die Feldfrüchte zur Zeit des verübten Feld⸗ 
frevels hatten, kann der Beſchädigte nicht verpflichtet werden, ſich mit 
dem Erſatze des Schadens in natura zu begnügen, falls in dem bezüg⸗ 
lichen Straſerkenntniſſe der Schadenerſatz rechtskräftig in Geld zuerkannt 
wurde. 

Entſcheidung des Ackerbau⸗Miniſteriums vom 7. Auguſt 1875, Z. 6754. 


Verordnungen. 


Erlaß des Miniſters des Innern an fämmtliche Landesſtellen vom 13. Mai 
1877, 3. 5954 betreffend das Vorgehen bei Verleihung der öſterr. Staatsbür⸗ 
gerſchaft an einen Angehörigen des deutſchen Reiches, ferner betreffend die 

Form der hierſeitigen Entlaſſungsurkunden. 

Auf Grund der mit der kaiſ. deutſchen Regierung gepflogenen Verhand⸗ 
lung in Betreff der Ausdehnung der gegenüber Preußen bezüglich der Staats⸗ 
bürgerſchaft laut des Staatsminiſterial⸗Erlaſſes vom 6. Juli 1864, 3. 11745 
beſtehenden Obſervanz auf das ganze deutſche Reich und nach erhaltener Zuſiche⸗ 
rung eines gleichmäßigen Vorganges von Seite der Behörden des deutſchen 
Reiches findet das Miniſterium des Innern anzuordnen, daß in Hinkunft die 
Verleihung der öſterreichiſchen Staatsbürgerſchaft an einen Angehörigen des deut⸗ 
ſchen Reiches von der vorläufigen Beibringung des Nachweiſes der Entlaſſung 
des Aufzunehmenden aus ſeinem bisherigen Staatsverbande abhängig zu 
machen iſt. 

Was die Form der hierlands auszuſtellenden Entlaſſungs⸗Urkunden an 
Perſonen, die in das deutſche Reich auszuwandern beabſichtigen, anbelangt, wird 
bemerkt, daß, nachdem nach Art. 4 des Staatsgrundgeſetzes vom 21. December 
1867, R. G. Bl. Nr. 142 die Freiheit der Auswanderung öſterreichiſcher Staats⸗ 
bürger von Staatswegen nur durch die Wehrpflicht beſchränkt iſt, — die diesbe⸗ 
zügliche Urkunde für ſolche Perſonen, hinſichtlich welcher dieſe Beſchränkung nicht 
vorhanden ift, für welche daher eine eigentliche Entlaſſung aus dem Staatsver⸗ 
bande nicht ausgeſprochen werden kann, dahin zu lauten hat, daß dem Austritte 
des Entlaſſungswerbers aus dem öſterreichiſcheu Staatsverbande kein Hinderniß 
im Wege ſteht. 


Erlaß des k. k. Juſtizminiſteriums vom 23. Mai 1877, 3. 5442 an ſämmtliche 
k. k. Oherlandesgerichte, betreffend die Zurückſtellung der inländiſchen Ordens⸗ 
zeichen und Cibilverdienſtkreuze Verſtorbener. 

Zur Erzielung eines gleichförmigen, einfachen und beſchleunigten Vor⸗ 
ganges bei der den Gerichten in den 88 59 und 90 des kaiſerl. Patentes vom 
9. Auguſt 1854, R. G. Bl. Nr. 208 auferlegten Uebernahme und Zurückſtellung 
der inländiſchen Ordenszeichen und Civilverdienſtkreuze Verſtorbener hat das 
Juſtizminiſterum mit den Kanzleien des kaiſerl. Militär⸗Maria⸗Thereſien⸗ 
Ordens, des königl. ungar. St. Stefans⸗Ordens, des kaiſerl. öſterr. Leopold⸗ 
Ordens, des kaiſerl. öſterr. Ordens der eiſernen Krone, des kaiſerl. Franz⸗ 
Joſeph⸗Ordens, ſowie des kaiſerl. königl. Sternkreuz⸗Ordens folgende Verein⸗ 
barung getroffen. 

Die Einſendung der inländiſchen Ordenszeichen hat von den Gerichten 
ſtets unmittelbar an die betreffende Ordenskanzlei in Wien, jene des goldenen 
und ſilbernen Verdienſtkreuzes mit der Krone und ohne der Krone unmittelbar 
an die Kanzlei des kaiſerl. Franz⸗Joſeph⸗Ordens in Wien zu geſchehen und iſt 
darauf Bedacht zu nehmen, daß bei allen Ordensgroßkreuzen und bei den Orden 
1. Claſſe, ſowie bei dem Comthurkreuze des Franz⸗Joſeph Ordens mit dem Sterne 
außer dem Orden am Bande auch der ſilberne Ordensſtern, dann bei den Groß⸗ 
kreuzen des königl. ungar. St. Steſans⸗Ordens und des kaiſerl. öſterr. Leopold⸗ 
Ordens, ſowie bei dem kaiſerl. öſterr. Orden der eiſernen Krone J. Claſſe auch 
die goldene Ordenskette (Colane), endlich bei ſämmtlichen Decorationen, mit 
Ausnahme des kaiſerl. Sternkreuzordens und der Verdienſtkreuze, auch die Sta⸗ 
tutenbücher zurückzuſtellen ſind. 

Bei der Ueberſendung iſt der Ordenskanzlei gleichzeitig der Todestag des 
Ordensträgers oder Beſitzers des Berdienſtkreuzes und wenn derſelbe einen oft 
vorkommenden Vor- oder Zunamen hatte, oder aus anderen Gründen eine Ver⸗ 
wechslung der Perſon zu beſorgen iſt, womöglich auch das Datum des die Aus⸗ 
zeichnung betreffenden Verleihungsdecretes mitzutheilen. 

Die Frage, ob ein mit Edelſteinen gezierter inländiſcher Orden den Erben 
belaſſen werden könne, iſt jedesmal der Ordenskanzlei unmittelbar zur Ent⸗ 
ſcheidung vorzulegen. 

Die Beſtimmung des Hofdecretes vom 3. Auguſt 1827, Nr. 2296 J. 
G. S., wonach jene Decorationen, welche ſich der Decorirte ſelbſt machen ließ, 
den Erben zu belaſſen ſind, wird hiedurch nicht berührt. 

Das k. k. Oberlandesgericht wird erſucht, die unterſtehenden Gerichte 
hievon zur Darnachtung zu verſtändigen und ihnen insbeſondere zur Pflicht zu 
machen, nach der Beſtimmung des Geſetzes vom 9. Auguſt 1854, R. G. Bl. 
Nr. 208 mit der Einſendung der Decorationen an die Ordenskanzleien ſofort 
bei Erledigung der Todfallsaufnahme vorzugehen. 
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ſtützend an die Hand gehen. 


Verantwortlicher Redaeteur: A. Heilmann. 


Erlaß des Miniſters des Innern an ſämmtliche Landeschefs vom 28. Mai 1877, 
3. 5149 betreffend die Verpflichtung der politiſchen Behörden über Erſuchen der 
Bahnverwaltungen zu interveniren, wenn es ſich um die Delogirung von an der 
offenen Bahn wohnenden nicht mehr in Beziehungen zu dem Vahndienſte und unter 
der Diseiplinargewalt der Vahnberwaltungen ſtehenden Perſönlichkeiten handelt. 


Nach einer Mittheilung des k. k. Handelsminiſteriums hat ſich der Fall 
ereignet, daß Seitens einer Bezirkshauptmannſchaft die Aſſiſtenz zur Delogirung 
der Familie eines wegen Diebſtahls ſtrafweiſe entlaſſenen und dem Strafgerichte 
übergebenen Bahnwächters aus dem an offener Bahn gelegenen Wächter⸗ 
hauſe verweigert und die Bahnverwaltung dieſerwegen an das betrefſende Bezirks⸗ 
gericht gewieſen wurde. 

Nachdent im Intereſſe der Sicherheit des Bahnverkehrs nicht geduldet 
werden kann, daß Perſonen, die nach der Anzeige der Bahnverwaltung aufgehört 
haben, in Beziehungen zu dem Bahndienſte und unter der Disciplinargewalt 
der Bahnverwaltung zu ſtehen, noch weiterhin an der of fenen Bahn wohnen 
und auf derſelben verkehren, erſcheint die in derartigen Fallen von den Bahn⸗ 
verwaltungen angeſuchte Einflußnahme der politiſchen Behörde aus öffentlichen 
Rückſichten und auf Grund der Beſtimmungen der 88 96 und 101 der Eiſen⸗ 
bahnbetriebsordnung vom 16. November 1851, R. G. Bl. Nr. 1 ex 1852 ge⸗ 
boten und umſomehr begründet, als denjenigen, welche ſich in ih en Rechten 
verletzt erachten, rückſichtlich ihrer allfälligen Erſatzanſprüche der Civilrechtsweg 
offen bleibt. 

Ich beehre mich hiernach Hochdieſelben über Anſinnen des k. k. Handels⸗ 
miniſteriums zu erſuchen, die unterſtehenden politiſchen Behörden anweiſen zu 
wollen, daß ſie in ſolchen vorkommenden Fällen den Bahnverwaltungen unter⸗ 


Perſon alien. 


Seine Majeſtät haben dem galiziſchen Statthaltereirathe Hermann Loeb l 
den Orden der eiſernen Krone dritter Claſſe taxfrei verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Baurathe Franz Pieſchel das Ritterkreuz 
des Franz Joſef⸗Ordens verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Finanzrathe der mähriſchen Finanz⸗Landes⸗ 
Direction Alois Urbanek den Titel und Charakter eines Oberfinanzrathes 
taxfrei verliehen. 

a Seine Majeſtät haben dem Central⸗Betriebs⸗Director der Neuberg Maria⸗ 
zeller Gewerkſchaſt, Bergrath Joſef Schmidhammer taxfrei den Titel eines 
Oberbergrathes verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Bürgermeiſter Bartholomäus Nuß dorfer 
zu Ebernſtein in Kärnten das goldene Verdienſtkreuz verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Bildhauer und Profeſſor an der Akademie 
der bildenden Künſte in Wien Karl Kun dmann den Orden der eiſernen 
Krone dritter Claſſe taxfrei verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Hilfsämter⸗Director der Finanz⸗Landes⸗ 
Direction in Zara Johann Schemitz anläßlich deſſen Penſionirung taxfrei den 
Titel eines Finanzrathes verliehen. 

Der Miniſter für Cultus und Unterricht hat den Bezirkscommiſſär 
Wilhelm Haniſch und den Miniſterialconcipiſten Auguſt Tauber Edlen von 
Taubenberg zu Miniſterial⸗Viceſecretären im Miniſterium für Eultus und 
Unterricht ernannt. 

Der Finanzminiſter hat die Steueroberinſpectoren Joſef Haraſchin, 
Michael Diftler und Guſtav Scholz, den Finanzminiſterial⸗Viceſecretär Auguſt 
Neuwirth und den Finanzſecretär Franz Gnedt zu Finanzräthen für den 
directen Steuerdienſt in Wien ernannt. 

Der Handelsminiſter hat den Poſtcontrolor Joſeſ Simonis in Trieſt 
zum Ober⸗Poſt⸗Controlor daſelbſt ernannt. 


Erledigungen. 


Eine Caſſiers⸗ und zwei Aſſiſtentenſtellen bei der Finanzlandescaſſe in 
Linz in der neunten und eilften Rangsclaſſe gegen Caution, bis 20. Auguſt. 
(Amtsbl. Nr. 162). 

Rechnungsrevidentenſtelle bei der n. ö. Statthalterei in der neunten Rangs⸗ 
claſſe, bis 28. Juli. (Amtsbl. Nr. 162). 2 


Ein Regierungsconeipiſt, 
aus Kärnten, wünſcht mit einem in gleicher Rangsclaſſe dienenden politiſchen 
Beamten in den Kronländern Ober⸗, Niederöſterreich, Salzburg, Steiermark 
oder Böhmen einen Tauſch einzugehen und erſucht, diesbezügliche Anträge 
längſtens binnen 3 Wochen an ihn gelangen zu laſſen. Die Adreſſe iſt bei 
der Expedition dieſes Blattes zu erfragen. 


Mit einer Beilage: Erkenntniſſe des Ver⸗ 


waltungsgerichtshofes, Bogen 22. 


Für den Druck verantwortlich C. Piſtori. 


